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 Gesetzentwurf
 der Bundesregierung

 Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der Vorschriften des Internationalen
 Privatrechts an die Verordnung (EU) Nr.  1259/2010 und zur Änderung anderer
 Vorschriften des Internationalen Privatrechts

 A.  Problem und Ziel

 Die  Europäische  Union  hat  am  20.  Dezember  2010  die  Verordnung  des  Rates  zur
 Durchführung  einer  Verstärkten  Zusammenarbeit  im  Bereich  des  auf  die  Ehe-
 scheidung  und  Trennung  ohne  Auflösung  des  Ehebandes  anzuwendenden  Rechts
 (ABl.  L  343  vom  29.12.2010,  S.  10;  Rom-III-Verordnung)  verabschiedet.  Die  Ver-
 ordnung  gilt  für  die  an  der  Verstärkten  Zusammenarbeit  teilnehmenden  14  Mit-
 gliedstaaten  der  Europäischen  Union  in  ihren  wesentlichen  Teilen  seit  dem  21.  Juni
 2012.  Sie  ist  in  der  Bundesrepublik  Deutschland  unmittelbar  anzuwenden  und
 verdrängt  deshalb  in  ihrem  Anwendungsbereich  das  bislang  geltende  Recht.  Das
 bislang geltende nationale Recht ist deshalb anzupassen.

 B.  Lösung

 Der  Gesetzentwurf  klärt  das  Zusammenwirken  der  neuen  EU-Verordnung  mit
 den  nationalen  Regelungen  im  Bereich  des  Internationalen  Privatrechts.  Er  be-
 inhaltet  die  zur  Durchführung  der  Rom-III-Verordnung  erforderlichen  Bestim-
 mungen.

 Zusätzlich  werden  einige  erforderliche  Korrekturen  im  Einführungsgesetz  zum
 Bürgerlichen  Gesetzbuche  (EGBGB)  vorgenommen.  Der  Gesetzentwurf  soll  auch
 zu  Verbesserungen  im  Bereich  des  Internationalen  Familienrechts  genutzt  werden.

 C.  Alternativen

 Keine.

 D.  Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

 Keine.

 E.  Erfüllungsaufwand

 E.1  Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

 Ehegatten  werden  Kosten  für  die  Abfassung  von  Rechtswahlvereinbarungen
 aufwenden  müssen,  die  sich  nicht  näher  quantifizieren  lassen.  Anhaltspunkte
 für  die  durchschnittliche  Kostenbelastung  durch  eine  Beurkundung  gibt  es
 nicht,  da  der  Geschäftswert  für  Rechtswahlvereinbarungen  vom  Gesamtge-
 schäftwert abhängt, der sehr unterschiedlich sein kann.
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Bürgerinnen  und  Bürger  werden  für  die  Abgabe  der  Erklärung  über  die  durch
 diesen  Entwurf  vorgeschlagene  Möglichkeit  einer  Namenswahl  aller  Voraus-
 sicht  nach  nicht  zusätzlich  belastet,  da  diese  Erklärungen  in  aller  Regel  anläss-
 lich  und  im  Zusammenhang  mit  der  Beurkundung  einer  Geburt  oder  einer  Ehe-
 schließung  und  nur  in  sehr  seltenen  Ausnahmefällen  isoliert  abgegeben  werden.

 E.2  Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

 Keiner.

 Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten

 Keine.

 E.3  Erfüllungsaufwand der Verwaltung

 Den  Gerichten  der  Länder  und  in  seltenen  Ausnahmefällen  des  Bundes  können
 in  geringfügigem  Umfang  Mehraufwendungen  entstehen  (gerichtliche  Protokol-
 lierung  von  Rechtswahlvereinbarungen),  die  durch  Kostenentlastungen  an  ande-
 rer  Stelle  (keine  Ermittlung  und  Anwendung  ausländischen  Rechts)  ausgeglichen
 werden.

 Mit  nennenswertem  Erfüllungsaufwand  für  die  Verwaltung  durch  die  neu  ein-
 geführte  Möglichkeit  der  Namenswahl  ist  nicht  zu  rechnen,  da  zum  einen  Fälle,
 in  denen  eine  Namenswahl  nach  den  Vorschriften  dieses  Entwurfs  möglich
 wäre,  selten  sind  und  die  Namenswahl  darüber  hinaus  in  aller  Regel  anlässlich
 eines  ohnehin  zu  beurkundenden  Personenstandsereignisses  (Geburt,  Ehe-
 schließung) abgegeben und nur äußerst selten isoliert erklärt wird.

 Durch  den  in  Artikel  3  des  Gesetzentwurfs  vorgesehenen  Verzicht  auf  Veröf-
 fentlichungen  im  Bundesanzeiger  wird  zugunsten  des  Bundes  ein  Beitrag  zur
 Verwaltungsvereinfachung und Kostenersparnis geleistet.

 Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln entsteht daher nicht.

 F.  Weitere Kosten

 Kosten  für  die  Wirtschaft  oder  die  sozialen  Sicherungssysteme  entstehen  nicht.
 Das  Gesetz  hat  keine  Auswirkungen  auf  das  Preisniveau,  insbesondere  nicht
 auf das Verbraucherpreisniveau.
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Anlage 1
 Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der Vorschriften des Internationalen
 Privatrechts an die Verordnung (EU) Nr.  1259/2010 und zur Änderung anderer
 Vorschriften des Internationalen Privatrechts

 Vom …
 Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel 1

 Änderung des Einführungsgesetzes zum
 Bürgerlichen Gesetzbuche

 Das  Einführungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche
 in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  21.  September
 1994  (BGBl.  I  S.  2494;  1997  I  S.  1061),  das  zuletzt  durch
 … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  Artikel 3 wird wie folgt geändert:

 a)  In  der  Überschrift  wird  das  Wort  „Gemeinschaft“
 durch das Wort „Union“ ersetzt.

 b)  Nummer 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  dem  Satzteil  vor  Buchstabe  a  wird  das  Wort
 „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ ersetzt.

 bb)  In  Buchstabe  b  wird  das  Wort  „sowie“  durch  ein
 Komma ersetzt.

 cc)  In  Buchstabe  c  wird  das  Wort  „oder“  durch  das
 Wort „sowie“ ersetzt.

 dd)  Folgender Buchstabe d wird angefügt:

 „d)  die  Verordnung  (EU)  Nr.  1259/2010  des  Ra-
 tes  vom  20.  Dezember  2010  zur  Durchfüh-
 rung  einer  Verstärkten  Zusammenarbeit  im
 Bereich  des  auf  die  Ehescheidung  und  Tren-
 nung  ohne  Auflösung  des  Ehebandes  anzu-
 wendenden  Rechts  (ABl.  L  343  vom  29.12.
 2010, S.  10) oder“.

 2.  Artikel 17 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 „Artikel 17
 Besondere Scheidungsfolgen;
 Entscheidung durch Gericht“.

 b)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

 „(1)  Vermögensrechtliche  Scheidungsfolgen,  die
 nicht  von  anderen  Vorschriften  dieses  Abschnitts  er-
 fasst  sind,  unterliegen  dem  nach  der  Verordnung
 (EU)  Nr.  1259/2010  auf  die  Scheidung  anzuwenden-
 den Recht.“

 c)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

 „(3)  Der  Versorgungsausgleich  unterliegt  dem
 nach  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1259/2010  auf  die
 Scheidung  anzuwendenden  Recht;  er  ist  nur  durchzu-
 führen,  wenn  danach  deutsches  Recht  anzuwenden
 ist  und  ihn  das  Recht  eines  der  Staaten  kennt,  denen
 die  Ehegatten  im  Zeitpunkt  des  Eintritts  der  Rechts-

 hängigkeit  des  Scheidungsantrags  angehören.  Im  Üb-
 rigen  ist  der  Versorgungsausgleich  auf  Antrag  eines
 Ehegatten  nach  deutschem  Recht  durchzuführen,
 wenn  einer  der  Ehegatten  in  der  Ehezeit  ein  Anrecht
 bei  einem  inländischen  Versorgungsträger  erworben
 hat,  soweit  die  Durchführung  des  Versorgungsaus-
 gleichs  insbesondere  im  Hinblick  auf  die  beidersei-
 tigen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  während  der  ge-
 samten Ehezeit der Billigkeit nicht widerspricht.“

 3.  Artikel 17b Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

 „Im  Übrigen  ist  der  Versorgungsausgleich  auf  Antrag  ei-
 nes  Lebenspartners  nach  deutschem  Recht  durchzufüh-
 ren,  wenn  einer  der  Lebenspartner  während  der  Zeit  der
 Lebenspartnerschaft  ein  Anrecht  bei  einem  inländischen
 Versorgungsträger  erworben  hat,  soweit  die  Durchfüh-
 rung  des  Versorgungsausgleichs  insbesondere  im  Hin-
 blick  auf  die  beiderseitigen  wirtschaftlichen  Verhältnisse
 während  der  gesamten  Zeit  der  Lebenspartnerschaft  der
 Billigkeit nicht widerspricht.“

 4.  In  der  Überschrift  des  Siebten  Abschnitts  wird  das  Wort
 „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ ersetzt.

 5.  Nach  Artikel  46c  wird  folgender  Dritter  Unterabschnitt
 eingefügt:

 „Dritter Unterabschnitt
 Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 1259/2010

 Artikel 46d
 Rechtswahl

 (1)  Eine  Rechtswahlvereinbarung  nach  Artikel  5  der
 Verordnung  (EU)  Nr.  1259/2010  ist  notariell  zu  beurkun-
 den.

 (2)  Die  Ehegatten  können  die  Rechtswahl  nach  Ab-
 satz  1  auch  noch  bis  zum  Schluss  der  mündlichen  Ver-
 handlung  im  ersten  Rechtszug  vornehmen.  §  127a  des
 Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt entsprechend.“

 6.  Die  Überschrift  des  Dritten  Kapitels  des  Ersten  Teils
 wird wie folgt gefasst:

 „Drittes Kapitel
 Angleichung;  Wahl  eines  in  einem  anderen  Mitgliedstaat

 der Europäischen Union erworbenen Namens“.

 7.  Artikel 48 wird wie folgt gefasst:

 „Artikel 48
 Wahl eines in einem anderen Mitgliedstaat

 der Europäischen Union erworbenen Namens

 Unterliegt  der  Name  einer  Person  deutschem  Recht,
 so  kann  sie  durch  Erklärung  gegenüber  dem  Standesamt
 den  während  eines  gewöhnlichen  Aufenthalts  in  einem
 anderen  Mitgliedstaat  der  Europäischen  Union  erworbe-
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nen  und  dort  in  ein  Personenstandsregister  eingetragenen
 Namen  wählen,  sofern  dies  nicht  mit  wesentlichen
 Grundsätzen  des  deutschen  Rechts  offensichtlich  unver-
 einbar  ist.  Die  Namenswahl  wirkt  zurück  auf  den  Zeit-
 punkt  der  Eintragung  in  das  Personenstandsregister  des
 anderen  Mitgliedstaats,  es  sei  denn,  die  Person  erklärt
 ausdrücklich,  dass  die  Namenswahl  nur  für  die  Zukunft
 wirken  soll.  Die  Erklärung  muss  öffentlich  beglaubigt
 oder  beurkundet  werden.  Artikel  47  Absatz  1  und  3  gilt
 entsprechend.“

 8.  Dem  Artikel  229  wird  folgender  §  …  [einsetzen:  die
 zum  Verkündungszeitpunkt  auf  die  letzte  folgende  Zähl-
 bezeichnung] angefügt:

 ,§  …
 Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Anpassung
 der Vorschriften des Internationalen Privatrechts

 an die Verordnung (EU) Nr. 1259/2010
 und zur Änderung anderer Vorschriften
 des Internationalen Privatrechts vom …

 (1)  Artikel  17  Absatz  1  in  der  am  …  [einsetzen:  Da-
 tum  des  Tages  des  Inkrafttretens  nach  Artikel  5  dieses
 Gesetzes]  geltenden  Fassung  ist  anzuwenden,  wenn  das
 Verfahren  auf  Ehescheidung  nach  dem  …  [einsetzen:
 Datum  des  Tages  vor  dem  Inkrafttreten  nach  Artikel  5
 dieses Gesetzes] eingeleitet worden ist.

 (2)  Artikel  17  Absatz  3  und  Artikel  17b  Absatz  1  Satz  4
 in  der  am  …  [einsetzen:  Datum  des  Tages  vor  dem  In-
 krafttreten  nach  Artikel  5  dieses  Gesetzes]  geltenden
 Fassung  sind  weiter  anzuwenden,  wenn  das  Verfahren
 auf  Ehescheidung  oder  Aufhebung  der  Lebenspartner-
 schaft  vor  dem  …  [einsetzen:  Datum  des  Tages  des  In-
 krafttretens  nach  Artikel  5  dieses  Gesetzes]  eingeleitet
 worden ist.“

 9.  In  der  Anlage  3  Nummer  4  und  der  Anlage  4  Nummer  4
 wird  jeweils  in  der  linken  Spalte  in  der  Zeile  „Daten-
 bankabfrage“  das  Wort  „Gemeinschaft“  durch  das  Wort
 „Union“ ersetzt.‘

 Artikel 2

 Änderung des Personenstandsgesetzes

 In  §  43  Absatz  1  Satz  1  des  Personenstandsgesetzes  vom
 19.  Februar  2007  (BGBl.  I  S.  122),  das  zuletzt  durch  …  ge-

 ändert  worden  ist,  werden  nach  den  Wörtern  „Erklärungen
 über“  die  Wörter  „die  Namenswahl  nach  Artikel  48  des  Ein-
 führungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche  oder
 über“ eingefügt.

 Artikel 3

 Änderung des Gesetzes
 zu dem Haager Übereinkommen

 vom 5. Oktober 1961 über die Zuständigkeit
 der Behörden und das anzuwendende Recht

 auf dem Gebiet des Schutzes von Minderjährigen

 Artikel  2  Absatz  4  des  Gesetzes  zu  dem  Haager  Überein-
 kommen  vom  5.  Oktober  1961  über  die  Zuständigkeit  der
 Behörden  und  das  anzuwendende  Recht  auf  dem  Gebiet  des
 Schutzes  von  Minderjährigen  vom  30.  April  1971  (BGBl.
 1971  II  S.  217),  das  durch  Artikel  103  des  Gesetzes  vom
 19.  April  2006  (BGBl.  I  S.  866)  geändert  worden  ist,  wird
 aufgehoben.

 Artikel 4

 Änderung des Adoptionswirkungsgesetzes

 Das  Adoptionswirkungsgesetz  vom  5.  November  2001
 (BGBl.  I  S.  2950,  2953),  das  zuletzt  durch  Artikel  68  des
 Gesetzes  vom  17.  Dezember  2008  (BGBl.  I  S.  2586)  geän-
 dert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  In  §  4  Absatz  1  Satz  2  wird  nach  den  Wörtern  „Satz  1
 Nr.  1 Buchstabe d“ die Angabe „und e“ gestrichen.

 2.  In  §  5  Absatz  3  Satz  2  werden  die  Wörter  „§§  167  und
 168  Abs.  1  Satz  1,  Abs.  2  bis  4“  durch  die  Wörter
 „§§  159  und  160  Absatz  1  Satz  1,  Absatz  2  bis  4“  ersetzt.

 Artikel 5

 Inkrafttreten

 Dieses  Gesetz  tritt  am  Tag  nach  der  Verkündung  in  Kraft.
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Begründung
 A.  Allgemeiner Teil

 I.  Ausgangslage, Ziel und Inhalt des Entwurfs

 Die  Mitgliedstaaten  der  Europäischen  Union  haben  mit  dem
 Vertrag  von  Amsterdam  (BGBl.  1998  II  S.  386;  1999  II
 S.  416)  die  Europäische  Union  (damals  Europäische  Ge-
 meinschaft)  ermächtigt,  Regelungen  zum  Internationalen
 Privatrecht  zu  treffen.  Nach  Artikel  81  Absatz  2  Buchstabe  c
 und  Absatz  3  des  Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Euro-
 päischen  Union  (AEUV)  erlässt  der  Rat  nach  Anhörung  des
 Europäischen  Parlaments  auf  dem  Gebiet  des  Familienrechts
 mit  grenzüberschreitendem  Bezug  einstimmig  Maßnahmen,
 welche  die  Vereinbarkeit  der  in  den  Mitgliedstaaten  gelten-
 den  Kollisionsnormen  und  Vorschriften  zur  Vermeidung  von
 Kompetenzkonflikten  sicherstellen  sollen,  insbesondere  wenn
 dies  für  das  reibungslose  Funktionieren  des  Binnenmarktes
 erforderlich ist.

 Am  20.  Dezember  2010  ist,  gestützt  insbesondere  auf  Ar-
 tikel  81  Absatz  3  AEUV,  in  Brüssel  die  Verordnung  (EU)
 Nr.  1259/2010  des  Rates  zur  Durchführung  einer  Verstärk-
 ten  Zusammenarbeit  im  Bereich  des  auf  die  Ehescheidung
 und  Trennung  ohne  Auflösung  des  Ehebandes  anzuwenden-
 den  Rechts  (Rom-III-Verordnung)  verabschiedet  worden.
 Die  Rom-III-Verordnung  regelt,  welches  Recht  auf  die  Ehe-
 scheidung  und  Trennung  ohne  Auflösung  des  Ehebandes
 anzuwenden  ist.  Das  in  den  Mitgliedstaaten  noch  unter-
 schiedlich  ausgestaltete  Internationale  Privatrecht  wird  in
 diesem  Bereich  vereinheitlicht.  In  jedem  Mitgliedstaat,  für
 den  der  Rechtsakt  gilt,  soll  das  für  Scheidungs-  oder  Tren-
 nungssachen  zuständige  Gericht  auf  die  Scheidung  oder
 Trennung  ohne  Auflösung  des  Ehebandes  dasselbe  Sach-
 recht  anwenden.  Die  Gefahr  des  sogenannten  forum  shop-
 ping  (des  Ausnutzens  nebeneinander  bestehender  Zustän-
 digkeiten  zur  Erlangung  tatsächlicher  und  rechtlicher  Vor-
 teile) wird dadurch reduziert.

 Die  Verordnung  berührt  nicht  das  materielle  Scheidungs-
 und Trennungsrecht der Mitgliedstaaten.

 Am  17.  Juli  2006  hat  die  Europäische  Kommission  den  Vor-
 schlag  für  eine  Verordnung  des  Rates  zur  Änderung  der  Ver-
 ordnung  (EG)  Nr.  2201/2003  im  Hinblick  auf  die  Zustän-
 digkeit  in  Ehesachen  und  zur  Einführung  von  Vorschriften
 betreffend  das  anwendbare  Recht  in  diesem  Bereich  (KOM
 (2006)  399  endg.)  vorgelegt.  Die  Verordnung  (EG)  Nr.  2201/
 2003  (Brüssel-IIa-Verordnung)  enthält  vor  allem  Vorschrif-
 ten  zur  internationalen  Zuständigkeit  von  Gerichten  in  Ver-
 fahren,  welche  die  Scheidung  und  die  Trennung  ohne  Auf-
 lösung  des  Ehebandes  sowie  die  Ungültigkeit  der  Ehe
 betreffen,  und  zur  gegenseitigen  Anerkennung  und  Voll-
 streckbarerklärung  von  Entscheidungen  mitgliedstaatlicher
 Gerichte  in  diesem  Bereich.  Diese  Verordnung  sollte  durch
 den  Vorschlag  modifiziert  werden.  Zugleich  war  vorgese-
 hen,  auch  das  Kollisionsrecht  der  Mitgliedstaaten  betreffend
 die  Ehescheidung  und  die  Trennung  ohne  Auflösung  des
 Ehebandes  zu  vereinheitlichen.  Auf  diese  Weise  wäre  ein
 klarer  und  vollständiger  Rechtsrahmen  für  die  Bürgerinnen
 und  Bürger  in  Europa  entstanden  und  es  wären  umfassende
 praktische  Erleichterungen  bei  der  Abwicklung  von  grenz-
 überschreitenden Scheidungen geschaffen worden.

 Bei  den  Verhandlungen  zur  Angleichung  des  Kollisions-
 rechts  traten  jedoch  in  der  Arbeitsgruppe  des  Rates  unüber-
 windbare  Schwierigkeiten  auf,  so  dass  die  auf  dem  Gebiet
 des  Familienrechts  erforderliche  Einstimmigkeit  für  die
 Verabschiedung  dieses  Rechtsakts  nicht  zu  erzielen  war.  Zu-
 mindest  ein  Mitgliedstaat  war  nicht  bereit  zu  akzeptieren,
 dass  seine  Gerichte  unter  der  Geltung  der  Verordnung  auf
 eine  Scheidung  je  nach  Sachlage  auch  fremdes  Recht  hätten
 anwenden müssen.

 Um  den  Verordnungsvorschlag  nicht  vollständig  scheitern
 zu  lassen  und  dadurch  eine  weitere  europäische  Vereinheit-
 lichung  auf  dem  Gebiet  des  internationalen  Familienrechts
 zu  behindern,  beschlossen  14  Mitgliedstaaten,  im  Weg  der
 Verstärkten  Zusammenarbeit  (nach  Artikel  326  ff.  AEUV)
 voranzuschreiten.  Ein  in  dieser  besonderen  Form  der  Zu-
 sammenarbeit  geschlossener  Rechtsakt  gilt  zunächst  nur  für
 die  Mitgliedstaaten,  die  sich  daran  beteiligen.  Die  anderen
 Mitgliedstaaten können das Ergebnis später übernehmen.

 Die  14  Mitgliedstaaten  teilten  der  Europäischen  Kommis-
 sion  mit,  dass  sie  die  Absicht  hätten,  untereinander  im  Be-
 reich  des  anwendbaren  Rechts  in  Ehesachen  eine  Verstärkte
 Zusammenarbeit  zu  begründen,  und  ersuchten  diese,  dem
 Rat  einen  entsprechenden  Verordnungsvorschlag  zu  unter-
 breiten.  Nach  Bejahung  der  Voraussetzungen  für  die  Ver-
 stärkte  Zusammenarbeit  legte  die  Europäische  Kommission
 einen  geänderten  Verordnungsentwurf  vor,  der  nur  noch
 Vorschriften  zur  Harmonisierung  des  anzuwendenden  Rechts
 enthielt.  Die  Änderungsvorschläge  zur  Brüssel-IIa-Verord-
 nung  wurden  fallen  gelassen,  weil  diese  Verordnung  bereits
 zu  dem  von  allen  Mitgliedstaaten  akzeptierten  „acquis  com-
 munautaire“  (verbindlicher  Gesamtbestand  an  Rechten  und
 Pflichten  der  Mitgliedstaaten  der  Europäischen  Union)  ge-
 hört.  Dieser  kann  im  Bereich  des  Familienrechts  nur  ein-
 stimmig  durch  alle  Mitgliedstaaten  geändert  werden.  Der
 Kommissionsvorschlag  orientierte  sich  zudem  stark  an  dem
 Verhandlungsergebnis,  das  im  Juni  2008  unter  slowenischer
 Präsidentschaft  bereits  erreicht  worden  war.  Damit  sollten
 so  viele  Mitgliedstaaten  wie  möglich  Gelegenheit  erhalten,
 sich  an  der  Verstärkten  Zusammenarbeit  zu  beteiligen  oder
 den  in  diesem  Format  verabschiedeten  Rechtsakt  nach  des-
 sen Verabschiedung zu übernehmen.

 Der  Rat  hat  in  seinem  Beschluss  2010/405/EU  vom  12.  Juli
 2010  die  Mitgliedstaaten,  die  einen  Antrag  gestellt  hatten,
 ermächtigt,  die  Rom-III-Verordnung  im  Weg  der  Verstärk-
 ten  Zusammenarbeit  zu  verabschieden  (ABl.  L  189  vom
 22.7.2010,  S.  12).  14  Mitgliedstaaten  –  und  zwar  Belgien,
 Bulgarien,  Deutschland,  Frankreich,  Italien,  Lettland,  Lu-
 xemburg,  Malta,  Österreich,  Portugal,  Rumänien,  Slowe-
 nien,  Spanien  und  Ungarn  –  haben  dann  nach  kurzer  Ver-
 handlung,  in  der  es  nur  noch  um  die  Abrundung  des  Rechts-
 akts  (z.  B.  die  genaue  Bestimmung  des  Anwendungs-
 bereichs)  ging,  und  nach  Anhörung  des  Europäischen
 Parlaments  die  Verordnung  verabschiedet.  Die  Rom-III-
 Verordnung gilt vorerst nur für diese 14 Mitgliedstaaten.

 Die  Rom-III-Verordnung  stellt  einen  weiteren  Schritt  in
 Richtung  einer  Europäisierung  des  internationalen  Fami-
 lienrechts  dar.  Am  18.  Dezember  2008  hat  der  Rat  bereits
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die  Verordnung  (EG)  Nr.  4/2009  über  die  Zuständigkeit,  das
 anwendbare  Recht,  die  Anerkennung  und  Vollstreckung  von
 Entscheidungen  und  die  Zusammenarbeit  in  Unterhaltssa-
 chen  (Unterhaltsverordnung)  verabschiedet  (ABl.  L  7  vom
 10.1.2009,  S.  1).  Diese  ist  seit  dem  18.  Juni  2011  anzuwen-
 den.  Am  16.  März  2011  hat  die  Europäische  Kommission
 den  Vorschlag  für  eine  Verordnung  des  Rates  über  die  Zu-
 ständigkeit,  das  anzuwendende  Recht,  die  Anerkennung  und
 die  Vollstreckung  von  Entscheidungen  im  Bereich  des  Ehe-
 güterrechts  (KOM(2011)  126  endg.)  und  den  Vorschlag  für
 eine  Verordnung  des  Rates  über  die  Zuständigkeit,  das  an-
 zuwendende  Recht,  die  Anerkennung  und  die  Vollstreckung
 von  Entscheidungen  im  Bereich  des  Güterrechts  eingetra-
 gener  Partnerschaften  (KOM(2011)  127  endg.)  vorgelegt.
 Beide  Güterrechtsverordnungen  werden  derzeit  in  einer
 Ratsarbeitsgruppe verhandelt.

 Die  Rom-III-Verordnung  wird  verbindlich  nur  vom  Ge-
 richtshof  der  Europäschen  Union  ausgelegt.  Die  Beantwor-
 tung  von  Zweifelsfragen  liegt  deshalb  in  dessen  primärer
 Verantwortung.  Gleichwohl  sollen  nachfolgend  einige
 Punkte  hervorgehoben  werden,  die  für  eine  Auslegung  des
 Rechtsakts  aus  deutscher  Sicht  Bedeutung  erlangen  könn-
 ten:

 –  Die  Rom-III-Verordnung  findet  auch  auf  sogenannte
 Privatscheidungen  Anwendung.  Sie  regelt  diesen  weiten
 Anwendungsbereich  zwar  nicht  ausdrücklich  im  Text,
 will  aber  nach  Erwägungsgrund  9  einen  umfassenden
 Rahmen  für  das  Recht  vorgeben,  das  auf  die  Eheschei-
 dung  und  Trennung  ohne  Auflösung  des  Ehebandes  an-
 zuwenden  ist.  Bei  der  Formulierung  der  Regelungsge-
 genstände,  die  nach  Artikel  1  Absatz  2  von  der  Rom-III-
 Verordnung  nicht  erfasst  werden  sollen,  ist  die  Privat-
 scheidung  nicht  aufgenommen  worden.  Bei  der  Fest-
 legung  der  universellen  Anwendung  des  Rechtsakts  in
 Artikel  4  sind  keine  Einschränkungen  im  Hinblick  auf
 Rechtsordnungen  gemacht  worden,  die  die  Privatschei-
 dung  zulassen.  Die  Rom-III-Verordnung  stellt  an  einigen
 Stellen  im  Text  nur  deshalb  auf  den  „Normalfall“  der
 Scheidung  und  Trennung  durch  Gericht  ab,  weil  die  Pri-
 vatscheidung  in  den  Rechtsordnungen  der  teilnehmenden
 Mitgliedstaaten – soweit ersichtlich – nicht bekannt ist.

 –  Der  Rechtsakt  findet  keine  Anwendung  auf  die  Ungül-
 tigerklärung  einer  Ehe  und  die  Feststellung  ihres  Nicht-
 bestehens.  Insoweit  korrespondieren  die  Brüssel-IIa-Ver-
 ordnung  und  die  Rom-III-Verordnung  nicht  miteinander.
 Die  Regelung  des  Internationalen  Privatrechts  für  die  Un-
 gültigerklärung  einer  Ehe  liegt  weiterhin  in  der  Verant-
 wortung der Mitgliedstaaten.

 –  Ob  eine  wirksame  Ehe  vorliegt,  muss  für  die  Zwecke  einer
 Scheidung  oder  Trennung  ohne  Auflösung  des  Ehebandes
 als  Vorfrage  beantwortet  werden.  Artikel  13  der  Rom-III-
 Verordnung  trifft  eine  Sonderregel  für  Fälle,  in  denen  ein
 Mitgliedstaat  eine  Ehe  für  Zwecke  des  Scheidungsverfah-
 rens als ungültig ansieht.

 –  Die  Rom-III-Verordnung  macht  nicht  vollständig  deut-
 lich,  welche  Staatsangehörigkeit  für  eine  Rechtswahl
 oder  eine  objektive  Anknüpfung  an  die  Staatsangehörig-
 keit  maßgeblich  sein  soll,  wenn  die  Ehegatten  mehr  als
 eine  gemeinsame  Staatsangehörigkeit  haben.  Die  Artikel  5
 und  8  unterscheiden  nicht  zwischen  einfacher  und  mehr-
 facher  Staatsangehörigkeit.  Aus  der  Stellung  von  Erwä-

 gungsgrund  22  und  nach  dem  Sinn  und  Zweck  der  Rege-
 lung  lässt  sich  Folgendes  schließen:  Bei  der  Rechtswahl
 können  die  Ehegatten  das  Recht  eines  der  Staaten  wählen,
 dessen  Staatsangehörigkeit  sie  gemeinsam  haben.  Für  die
 objektive  Anknüpfung  –  deshalb  die  Stellung  des  Erwä-
 gungsgrundes  22  erst  nach  den  Erwägungsgründen  über
 die  Rechtswahl  –  wird  allerdings  auf  Wunsch  nur  eines
 teilnehmenden  Mitgliedstaats  auf  das  nationale  Recht
 verwiesen.  Soweit  dieses  eine  Vorrangregelung  wie  Arti-
 kel  5  Absatz  1  Satz  2  des  Einführungsgesetzes  zum  Bür-
 gerlichen  Gesetzbuche  (EGBGB)  enthält,  geht  diese  vor.
 Die  Verweisung  auf  das  nationale  Recht  soll  aber  nur  in-
 soweit  Anwendung  finden,  als  die  allgemeinen  Grund-
 sätze  der  Europäischen  Union,  zu  denen  auch  die  Grund-
 rechte  sowie  das  Diskriminierungsverbot,  die  Unionsbür-
 gerschaft  und  der  Grundsatz  der  Freizügigkeit  nach  dem
 AEUV gehören, dies zulassen.

 –  Eine  Inhaltskontrolle  der  Rechtswahlvereinbarung,  die
 während  eines  laufenden  Scheidungsverfahrens  geschlos-
 sen  worden  ist,  durch  das  Gericht  verlangt  der  Rechtsakt
 nicht.  Erwägungsgrund  18  weist  das  Gericht  zwar  auf  die
 Bedeutung  hin,  die  die  volle  Kenntnis  der  Rechtsfolgen
 für  eine  sorgfältige  Rechtswahl  der  Parteien  hat,  er
 bestimmt  aber  keine  richterliche  Verhaltenspflicht.  Das
 (eingeschränkte)  Amtsermittlungsprinzip  (vgl.  §  27  des
 Gesetzes  über  das  Verfahren  in  Familiensachen  und  in
 den  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  –
 FamFG)  und  die  breitgefächerte  Prozessleitungsfunktion
 des  Richters  im  deutschen  Scheidungsverfahren  ermög-
 lichen  ihm  eine  in  Bezug  auf  Rechtswahlvereinbarungen
 der  Parteien  flexible  Verhandlungsführung,  die  der  Ap-
 pellfunktion  des  Erwägungsgrundes  genügt.  Einer  beson-
 deren  Durchführungsnorm  der  angeordneten  Protokol-
 lierung  der  späten  Rechtswahl  (Artikel  5  Absatz  3  Satz  2)
 bedarf  es  ebenfalls  nicht.  Für  Ehesachen,  zu  denen  auch
 Scheidungssachen  zählen,  finden  nach  §  113  Absatz  1
 FamFG  die  allgemeinen  Vorschriften  der  Zivilprozess-
 ordnung  (ZPO)  entsprechende  Anwendung.  Dazu  gehö-
 ren  auch  die  Vorschriften  über  das  Sitzungsprotokoll  nach
 den  §§  159  ff.  ZPO.  Nach  §  160  Absatz  2  ZPO  sind  die
 wesentlichen  Vorgänge  der  Verhandlung,  zu  der  auch  die
 Abgabe  von  Rechtswahlerklärungen  gehört,  in  das  Proto-
 koll aufzunehmen.

 –  Der  Rechtsakt  enthält  in  Artikel  10  einen  speziellen
 Ordre-public-Vorbehalt.  Die  Vorschrift  ordnet  allerdings
 keinen  allgemeinen  Anwendungsausschluss  hinsichtlich
 des  berufenen  Rechts  in  den  genannten  Fallgruppen  an,
 sondern  ist  auf  den  zu  beurteilenden  Einzelfall  bezo-
 gen.  Besonders  unter  dem  Blickwinkel  des  Erwägungs-
 grundes  24  („in  bestimmten  Situationen“)  ergibt  sich,
 dass  der  Ordre-public-Vorbehalt  nur  in  einer  konkreten
 Fallsituation  dazu  führen  soll,  ersatzweise  das  Recht  des
 angerufenen  Gerichts  anzuwenden,  wenn  beispielsweise
 die  Ehe  ansonsten  nicht  geschieden  werden  kann  oder
 wenn  ein  Ehegatte  ein  Scheidungsrecht,  das  ihm  ent-
 gegen  dem  Gleichheitsgrundsatz  einseitige  Vorteile  ver-
 schafft, zu seinen Gunsten ausnutzt.

 –  Die  Rom-III-Verordnung  enthält  in  Artikel  13  eine  an  sich
 systemfremde  Vorschrift,  die  unter  besonderen  Voraus-
 setzungen  eine  zusätzliche  Bereichsausnahme  schafft.
 Die  Vorschrift  räumt  den  Gerichten  der  teilnehmenden
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Mitgliedstaaten  die  Möglichkeit  ein,  bei  Vorliegen  be-
 stimmter  Voraussetzungen  keine  Ehescheidung  in  An-
 wendung  dieser  Verordnung  (unter  Zugrundelegung  des
 nach  der  Verordnung  an  sich  anzuwendenden  Rechts)
 auszusprechen.

 Gesetzgeberischer  Handlungsbedarf  besteht  insoweit,  als  zu-
 künftig  ausschließlich  die  Rom-III-Verordnung  das  Schei-
 dungskollisionsrecht  in  den  teilnehmenden  Mitgliedstaaten
 regelt.  Ihre  Bestimmungen  sind  unmittelbar  anwendbar.  Die
 Verordnung  wird  deshalb  in  die  Aufzählung  in  Artikel  3  Ab-
 satz  1  EGBGB  aufgenommen.  Artikel  17  Absatz  1  EGBGB
 wird  angepasst.  Zugleich  wird  auch  Artikel  17  Absatz  3
 EGBGB  geändert  und  der  Versorgungsausgleich  grundsätz-
 lich  dem  nach  der  Rom-III-Verordnung  anwendbaren  Recht
 unterstellt.

 Die  Verordnung  überlässt  es  zudem  den  teilnehmenden
 Staaten,  den  Zeitrahmen  für  die  Rechtswahl  im  nationalen
 Recht  zu  bestimmen  und  für  die  Formgültigkeit  einer
 Rechtswahl  unter  bestimmten  Voraussetzungen  strengere
 Regeln  als  die  Schriftform  vorzusehen.  Von  beiden  Mög-
 lichkeiten macht der Entwurf Gebrauch.

 Der  Entwurf  ergreift  die  Gelegenheit  für  weitere  Änderun-
 gen  im  Bereich  des  internationalen  Familienrechts,  unter
 anderem im internationalen Namensrecht.

 An  den  erforderlichen  Stellen  im  EGBGB  wird  der  Aus-
 druck  „Europäische  Gemeinschaft“  durch  den  nach  Artikel  1
 Absatz  3  Satz  3  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union
 korrekten Ausdruck „Europäische Union“ ersetzt.

 II.  Gesetzgebungskompetenz

 Die  Gesetzgebungskompetenz  des  Bundes  ergibt  sich  aus
 Artikel  74  Absatz  1  Nummer  1  des  Grundgesetzes  (bürger-
 liches Recht).

 III.  Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen
 Union und völkerrechtlichen Verträgen

 Der  Entwurf  ist  mit  dem  Recht  der  Europäischen  Union  und
 völkerrechtlichen  Verträgen,  die  die  Bundesrepublik  Deutsch-
 land geschlossen hat, vereinbar.

 IV.  Gesetzesfolgen

 1.  Nachhaltigkeitsaspekte

 Das  Vorhaben  berührt  keine  Aspekte  einer  nachhaltigen  Ent-
 wicklung im Sinne der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie.

 2.  Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

 Es  entstehen  keine  Haushaltsausgaben  ohne  Erfüllungsauf-
 wand.

 3.  Erfüllungsaufwand

 Die  Rom-III-Verordnung  erleichtert  den  Ehegatten  die  Wahl
 des  auf  ihre  Scheidung  anwendbaren  Rechts.  Sie  stärkt  ihre
 Privatautonomie,  weil  sie  zugleich  auch  die  Bandbreite  der
 wählbaren  Rechtsordnungen  erhöht.  Es  ist  deshalb  damit  zu
 rechnen,  dass  zukünftig  mehr  Ehegatten  als  bisher  das  an-
 wendbare Scheidungsrecht selbst wählen.

 Das  führt  zu  zusätzlichen  Kosten  für  diese  Personengruppe,
 da  Rechtswahlvereinbarungen  in  der  Bundesrepublik

 Deutschland  regelmäßig  notariell  zu  beurkunden  sind  und
 auch  zukünftig  aus  Gründen  der  Rechtssicherheit  sein  wer-
 den.  Anhaltspunkte  für  die  durchschnittliche  Kostenbelas-
 tung  durch  eine  Beurkundung  gibt  es  nicht,  da  der  Geschäfts-
 wert  für  Rechtswahlvereinbarungen  vom  Gesamtgeschäfts-
 wert abhängt, der sehr unterschiedlich sein kann.

 Die  Ehegatten  führen  aber  mit  ihrer  Entscheidung,  eine
 Rechtswahlvereinbarung  zu  treffen,  die  Kosten  selbst  her-
 bei.  Sie  werden  ihnen  nicht  durch  gesetzliche  Bestimmun-
 gen auferlegt.

 Den  Kosten  auf  Seiten  der  Ehegatten  korrespondieren  zu-
 sätzliche  Einnahmen  des  Notariats  in  der  Bundesrepublik
 Deutschland,  wenn  aufgrund  der  Erweiterung  der  Rechts-
 wahlmöglichkeiten  häufiger  als  bisher  seine  Dienstleistun-
 gen  in  Anspruch  genommen  werden.  Wie  viele  zusätzliche
 Rechtswahlvereinbarungen  zukünftig  geschlossen  werden
 und  welche  Kosten  bzw.  Einnahmen  dadurch  entstehen,
 lässt  sich  nicht  vorhersagen  und  auch  in  Zukunft  nicht  er-
 mitteln,  weil  darüber  keine  statistischen  Erhebungen  vorlie-
 gen  werden  und  die  Bundesnotarkammer  dazu  über  keine
 Zahlenangaben verfügen wird.

 Von  einer  Rechtswahlvereinbarung  wird  zukünftig  vermehrt
 auch  im  Scheidungsverfahren  selbst  Gebrauch  gemacht
 werden.  Zwar  ist  eine  derartige  Rechtswahl  im  gerichtlichen
 Verfahren  auch  jetzt  schon  möglich,  sie  wird  aber  in  der
 Rom-III-Verordnung  als  Alternative  ausdrücklich  herausge-
 stellt.  Dadurch  wird  sich  die  Belastung  der  deutschen  Ge-
 richte  leicht  erhöhen,  weil  diese  die  Rechtswahlvereinba-
 rungen  zu  Protokoll  zu  nehmen  haben.  Wie  hoch  der  Mehr-
 aufwand  zu  veranschlagen  ist,  lässt  sich  nicht  sagen,  da  kein
 verlässliches Zahlenmaterial dazu vorliegt.

 Die  Gerichte  werden  allerdings  auf  der  anderen  Seite  auch
 entlastet.  Die  Rechtswahlvereinbarungen  werden  in  vielen
 Fällen  zu  Gunsten  des  deutschen  Scheidungsrechts  als  der
 lex  fori  ausfallen,  um  das  Scheidungsverfahren  zu  verein-
 fachen  und  zu  beschleunigen.  Dadurch  entfällt  für  die  Ge-
 richte  vermehrt  die  Verpflichtung  und  der  Aufwand,  frem-
 des  Recht  als  Scheidungsrecht  zu  ermitteln  und  anzuwen-
 den.

 Weil  die  für  den  Empfang  bestimmter  Mitteilungen  nach  dem
 Haager  Minderjährigenschutzübereinkommen  von  1961  zu-
 ständigen  Behörden  nicht  mehr  im  Bundesanzeiger  bekannt-
 zumachen  sind,  wird  ein  Schritt  zur  Verwaltungsverein-
 fachung  und  Kostenersparnis  geleistet.  Es  entfällt  sowohl  die
 Ermittlung  von  geänderten  Behördenbezeichnungen  bzw.
 von  neu  benannten  Behörden  als  auch  der  Aufwand  für  deren
 Veröffentlichung im Bundesanzeiger.

 Es  werden  keine  Informationspflichten  für  Bürgerinnen  und
 Bürger,  die  Wirtschaft  und  die  Verwaltung  eingeführt,  ver-
 einfacht oder abgeschafft.

 4.  Weitere Kosten

 Eine  Kostenbelastung  entsteht  durch  die  Regelungen  des  Ge-
 setzentwurfs  weder  für  Bund,  Länder  und  Kommunen  noch
 für  Wirtschaftsunternehmen,  insbesondere  kleine  und  mitt-
 lere  Unternehmen.  Die  Ausführung  dieses  Gesetzes  wird
 sich  weder  auf  Einzelpreise  noch  auf  das  allgemeine  Preis-
 niveau,  insbesondere  nicht  auf  das  Verbraucherpreisniveau,
 auswirken.
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5.  Auswirkungen von gleichstellungspolitischer
 Bedeutung

 Auswirkungen  von  gleichstellungspolitischer  Bedeutung  sind
 nicht zu erwarten.

 B.  Besonderer Teil

 Zu Artikel 1  (Änderung  des  Einführungsgesetzes  zum
 Bürgerlichen Gesetzbuche)

 Zu Nummer 1  (Änderung des Artikels 3)

 Die  Rom-III-Verordnung  ist  in  ihren  wesentlichen  Teilen  ab
 dem  21.  Juni  2012  in  der  Bundesrepublik  Deutschland  un-
 mittelbar  anwendbar.  Sie  wird  deshalb  in  die  Aufzählung
 des  Artikels  3  Nummer  1  als  Buchstabe  d  aufgenommen.
 Das  auf  die  Ehescheidung  und  Trennung  ohne  Auflösung
 des  Ehebandes  anzuwendende  Recht  wird  nunmehr  durch
 die  Vorschriften  der  Verordnung,  die  auch  Übergangsrege-
 lungen  enthält  (Artikel  18),  bestimmt.  Weiterhin  wird  ent-
 sprechend  Artikel  1  Absatz  3  Satz  3  des  Vertrags  über  die
 Europäische  Union  die  Rechtsnachfolge  der  Europäischen
 Union auch im EGBGB terminologisch nachgezeichnet.

 Zu Nummer 2  (Änderung des Artikels 17)

 Die  bisherige  Überschrift  wird  dem  geänderten  Gehalt  der
 Vorschrift angepasst.

 Das  auf  die  Scheidung  anzuwendende  Recht  wird  nun-
 mehr  im  Rahmen  des  sachlichen  Anwendungsbereichs  der
 Rom-III-Verordnung  allein  durch  das  Unionsrecht  geregelt.
 Die  Verordnung  gilt  nach  ihrem  Artikel  1  Absatz  1  allerdings
 nur für die Auflösung oder die Lockerung des Ehebandes.

 Für  Scheidungsfolgen,  die  gesondert  angeknüpft  werden,
 bleiben  deshalb  grundsätzlich  die  nach  Artikel  3  vorrangi-
 gen  Regelungen  des  Rechts  der  Europäischen  Union  und
 des  Völkerrechts  sowie  die  anderen  Vorschriften  des  Dritten
 Abschnitts z.  B. Artikel 15 anwendbar.

 Die  Neufassung  des  Absatzes  1  trägt  dem  Umstand  Rech-
 nung,  dass  Artikel  17  Absatz  1  des  geltenden  Rechts  (anders
 als  die  Rom-III-Verordnung)  über  seinen  engen  Wortlaut
 hinaus  auch  Scheidungsfolgen  umfassen  kann,  die  weder
 unterhalts-  bzw.  güterrechtlich  zu  qualifizieren  sind  noch
 Artikel  17a  unterliegen,  wie  etwa  die  Nutzungsbefugnis  an
 im  Ausland  belegenen  Ehewohnungen  und  Haushaltsgegen-
 ständen.  Die  Neuregelung  in  Absatz  1  soll  lediglich  vermei-
 den,  dass  insoweit  eine  Lücke  entsteht.  Darüber  hinausge-
 hende  Änderungen  der  geltenden  Praxis  in  Bezug  auf  sons-
 tige  vermögensrechtliche  Ansprüche  zwischen  Ehegatten
 sind nicht beabsichtigt.

 Wie  schon  das  geltende  Recht  kann  der  neue  Absatz  1  auch
 auf  Rechtsinstitute  des  ausländischen  Rechts  angewandt
 werden,  die  im  deutschen  Recht  kein  Äquivalent  haben  wie
 Genugtuungs-,  Entschädigungs-  oder  Schadensersatzan-
 sprüche  eines  Ehegatten,  der  die  Scheidung  nicht  verschul-
 det  hat.  Rück-  und  Weiterverweisungen  sind  –  wegen  Ar-
 tikel  11  der  Rom-III-Verordnung  in  Verbindung  mit  Artikel  4
 Absatz 1 Satz 1 – ausgeschlossen.

 Auf  eine  Änderung  oder  Neustrukturierung  von  Artikel  17
 Absatz  2  ist  verzichtet  worden.  Es  handelt  sich  um  eine  Vor-
 schrift  zum  Scheidungsverfahren  im  Inland,  die  von  der

 Rom-III-Verordnung  nicht  berührt  wird.  Auch  der  gewohnte
 Standort wird belassen.

 Soweit  in  umgekehrten  Fallkonstellationen  (Scheidung  im
 Ausland)  deutsches  Scheidungsrecht  zur  Anwendung  kommt,
 führt  die  bisherige  Auslegung  von  §  1564  Absatz  1  des  Bür-
 gerlichen  Gesetzbuchs  (BGB)  dazu,  dass  eine  Privatschei-
 dung  nicht  möglich  ist.  Diese  Vorschrift,  nach  der  eine  Ehe
 nur  auf  Antrag  durch  gerichtliche  Entscheidung  geschieden
 werden  kann,  wird  wegen  ihrer  integralen  Verknüpfung  mit
 dem  deutschen  Scheidungsrecht  neben  ihrer  prozessrecht-
 lichen  Aussage  auch  materiellrechtlich  qualifiziert.  Sie  soll
 weiterhin  zu  den  Grundentscheidungen  des  deutschen  Schei-
 dungsrechts  gehören  (BGHZ  110,  267,  276),  von  denen  nicht
 abgewichen werden kann.

 Artikel  17  Absatz  3  regelt,  welchem  Recht  der  Versorgungs-
 ausgleich  unterliegt.  Satz  1  erster  Halbsatz  regelt,  dass  der
 Versorgungsausgleich  dem  Recht  unterliegt,  das  nach  der
 Rom-III-Verordnung  auf  die  Scheidung  anzuwenden  ist.
 Maßgeblich  ist  also  das  Scheidungsstatut.  Bislang  knüpfte
 die  Regelung  in  Absatz  3  Satz  1  erster  Halbsatz  alter  Fas-
 sung  in  Verbindung  mit  Absatz  1  Satz  1  alter  Fassung  eben-
 falls  an  das  Scheidungsstatut  an,  für  das  allerdings  das  Ehe-
 wirkungsstatut  im  Zeitpunkt  des  Eintritts  der  Rechtshängig-
 keit  des  Scheidungsantrags  maßgeblich  war.  Diese  Rechts-
 änderung  kann  beispielsweise  dazu  führen,  dass  künftig
 nach  Satz  1  erster  Halbsatz  auf  den  Versorgungsausgleich
 bei  Ehegatten  mit  gemeinsamer  ausländischer  Staatsange-
 hörigkeit,  die  ihren  gewöhnlichen  Aufenthalt  im  Inland  ha-
 ben  (und  die  auch  keine  Rechtswahl  getroffen  haben),  nicht
 mehr  ausländisches,  sondern  deutsches  Recht  anzuwenden
 ist.  Der  Versorgungsausgleich  ist  nach  Satz  1  zweiter  Halb-
 satz  von  Amts  wegen  allerdings  immer  nur  dann  durchzu-
 führen,  wenn  deutsches  Recht  anzuwenden  ist  und  wenn  der
 Versorgungsausgleich  in  einem  der  Staaten,  denen  die  Ehe-
 leute  beim  Eintritt  der  Rechtshängigkeit  des  Scheidungsan-
 trags  angehören,  bekannt  ist.  Aufgrund  der  –  nach  wie  vor  –
 geringen  internationalen  Verbreitung  des  Versorgungsaus-
 gleichs  erscheint  die  Rücksichtnahme  auf  die  Heimat-
 rechte  der  Ehegatten  auch  unter  dem  Scheidungsstatut  der
 Rom-III-Verordnung  sinnvoll.  Von  Amts  wegen  findet  ein
 Versorgungsausgleich  hingegen  stets  statt,  wenn  sich  die
 Scheidung  nach  der  Rom-III-Verordnung  nach  deutschem
 Recht  richtet  und  mindestens  ein  Ehegatte  die  deutsche
 Staatsangehörigkeit hat.

 Sind  die  Voraussetzungen  von  Satz  1  nicht  erfüllt,  kann  der
 Versorgungsausgleich  zwar  nicht  von  Amts  wegen,  jedoch
 auf  Antrag  eines  Ehegatten  nach  Satz  2  durchgeführt  wer-
 den.  Ein  Versorgungsausgleich  findet  auf  Antrag  nach  Satz  2
 statt,  wenn  einer  der  Ehegatten  in  der  Ehezeit  ein  Anrecht
 bei  einem  inländischen  Versorgungsträger  erworben  hat  und
 seine  Durchführung  der  Billigkeit  nicht  widerspricht.  Nach
 der  Neuregelung  kommt  es  also  nicht  mehr  allein  darauf  an,
 ob  der  Antragsgegner  in  der  Ehezeit  ein  inländisches  An-
 recht  erworben  hat.  Ausreichend  für  die  Anwendung  der
 Vorschrift  ist  auch  schon,  dass  der  Antragsteller  ein  solches
 Anrecht  erworben  hat.  Die  Billigkeitsprüfung  entspricht  in
 der  Sache  der  bisherigen  Regelung  in  Artikel  17  Absatz  3
 Satz 2 letzter Halbsatz alter Fassung.

 Wichtig  für  die  Begründung  inländischer  Anrechte  ist  in
 diesem  Zusammenhang,  dass  Eheleute  während  der  Ehezeit
 auch  ohne  Erwerbsarbeit  Anrechte  bei  einem  inländischen
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Versorgungsträger  erwerben  können,  z.  B.  durch  Ausbil-
 dungs- oder Kindererziehungszeiten.

 Mit  der  Einfügung  des  Wortes  „insbesondere“  wird  klarge-
 stellt,  dass  sich  die  Billigkeitsprüfung  meist  auf  die  wirt-
 schaftlichen  Verhältnisse  der  Ehegatten  beziehen  wird,  je-
 doch  nicht  hierauf  beschränkt  ist.  Beispielsweise  können
 auch  das  Kriterium  des  Vertrauensschutzes  im  Fall  der  früh-
 zeitigen  Wahl  eines  Scheidungsrechts,  das  den  Versorgungs-
 ausgleich  nicht  kennt,  und  des  bereits  im  Rahmen  eines  aus-
 ländischen  Scheidungsverfahrens  erfolgten  Ausgleichs  aus-
 ländischer  Anrechte  (BGH,  FamRZ  2009,  681,  683),  der  in
 der  Bundesrepublik  Deutschland  Wirkung  entfaltet,  Bedeu-
 tung erlangen.

 Auf  eine  dem  bisherigen  Artikel  17  Absatz  3  Satz  2  Num-
 mer  2  entsprechende  Regelung  wird  verzichtet.  Die  Anwen-
 dung  deutschen  Rechts  soll  also  nicht  allein  deshalb  mög-
 lich  sein,  weil  die  „allgemeinen  Wirkungen  der  Ehe  wäh-
 rend  eines  Teils  der  Ehezeit  einem  Recht  unterlagen,  das
 den  Versorgungsausgleich  kennt“.  Für  diese  Vorschrift  be-
 steht,  auch  nach  Auswertung  der  ergangenen  Rechtspre-
 chung zu Artikel 17 kein praktisches Bedürfnis.

 Dessen  ungeachtet  können  deutsche  Staatsangehörige  durch
 Rechtswahl  nach  Artikel  8  der  Rom-III-Verordnung  errei-
 chen,  dass  auch  ohne  Aufenthalt  im  Inland  und  ohne  Anrechte
 im  Inland  der  Versorgungsausgleich  von  Amts  wegen  nach
 Satz  1  durchgeführt  wird.  Insoweit  können  z.  B.  ausländische
 Pensionsleistungen  schuldrechtlich  ausgeglichen  werden
 (§§  20  ff.  des  Versorgungsausgleichsgesetzes  –  VersAusglG).

 Zu Nummer 3  (Änderung des Artikels 17b)

 Die  Änderung  ist  Folge  der  Änderungen  von  Artikel  17  Ab-
 satz 3.

 Zu Nummer 4  (Änderung der Überschrift des Siebten
 Abschnitts)

 Die  Rechtsnachfolge  der  Europäischen  Union  gemäß  Arti-
 kel  1  Absatz  3  Satz  3  des  Vertrags  über  die  Europäische
 Union wird terminologisch nachgezeichnet.

 Zu Nummer 5  (Dritter Unterabschnitt und Artikel 46d)

 Die  Änderung  enthält  eine  Durchführungsbestimmung  zur
 Form der Rechtswahlvereinbarung.

 Nach  Artikel  7  Absatz  1  der  Rom-III-Verordnung  bedarf
 eine  Rechtswahlvereinbarung  der  Ehegatten,  die  nach  Arti-
 kel  5  Absatz  1  und  2  dieser  Verordnung  getroffen  wird,  der
 Schriftform,  der  Datierung  sowie  der  Unterzeichnung  durch
 beide  Ehegatten.  Elektronische  Übermittlungen,  die  eine
 dauerhafte  Aufzeichnung  der  Vereinbarung  ermöglichen,
 erfüllen  die  Schriftform.  Schriftform  ist  nach  Artikel  5  Ab-
 satz  3  der  Rom-III-Verordnung  auch  erforderlich  für  Rechts-
 wahlvereinbarungen,  die  in  einem  deutschen  gerichtlichen
 Verfahren  geschlossen  werden.  Diese  Vereinbarungen  sind
 nach  dem  maßgeblichen  deutschen  Verfahrensrecht  in  das
 Verhandlungsprotokoll aufzunehmen.

 Nach  Artikel  7  Absatz  2  bis  4  der  Rom-III-Verordnung  sind
 zusätzliche  Formvorschriften  zu  beachten  und  anzuwenden,
 die  in  den  teilnehmenden  Mitgliedstaaten  gelten.  Vor  allem
 zum  Schutz  des  „schwächeren“  Ehegatten  wird  in  der
 Bundesrepublik  Deutschland  für  solche  Rechtswahlver-

 einbarungen  die  notarielle  Beurkundung  vorgesehen.  Die
 Rom-III-Verordnung  sieht  keine  Inhaltskontrolle  der  Rechts-
 wahlvereinbarung  durch  das  Gericht  vor.  Der  im  Verfahren
 befasste  Richter  hat  auch  nicht  die  Aufgabe,  die  Ehegatten
 zu  einer  für  beide  interessengerechten  Rechtswahl  zu  veran-
 lassen.

 Vom  zusätzlichen  Formerfordernis  erfasst  werden  sollen  die
 Rechtswahlvereinbarungen,  die  zeitlich  vor  der  Einleitung
 eines  gerichtlichen  Verfahrens  geschlossen  worden  sind
 (Artikel  5  Absatz  1  und  2  der  Rom-III-Verordnung).  Aber
 auch  für  Rechtswahlvereinbarungen,  die  während  eines
 gerichtlichen  Verfahrens  nach  Artikel  5  Absatz  3  des
 Rechtsakts  geschlossen  werden,  soll  es  gelten.  Die  Vor-
 schrift  enthält  eine  Ermächtigung,  sowohl  den  Zeitpunkt  ei-
 ner  Rechtswahlvereinbarung  sehr  spät  anzusetzen  als  auch
 deren  Form  festzulegen.  Diese  späte  Rechtswahlvereinba-
 rung ist dann in das Verhandlungsprotokoll aufzunehmen.

 Artikel  46d  sieht  die  notarielle  Beurkundung  einer  Rechts-
 wahlvereinbarung  nach  Artikel  5  der  Rom-III-Verordnung
 vor.  Die  notarielle  Beurkundung  ist  im  nationalen  Kolli-
 sionsrecht  (etwa  Artikel  14  Absatz  4,  Artikel  15  Absatz  3)
 und  im  materiellen  Familienrecht  bereits  etabliert  (etwa  in
 den  §§  1408,  1410  BGB,  §  7  VersAusglG).  Durch  diese
 Form  wird  der  „schwächere“  Ehegatte  besonders  stark  ge-
 schützt.  Sie  sorgt  im  Fall  einer  Vereinbarung  nach  Artikel  5
 Absatz  3  der  Rom-III-Verordnung  dafür,  dass  die  Formanfor-
 derungen  für  eine  Rechtswahlvereinbarung  nicht  schwächer
 sind  als  die  für  einen  Verzicht  auf  die  Durchführung  des  Ver-
 sorgungsausgleichs  im  materiellen  Recht  nach  §  7  Absatz  1
 VersAusglG.  Das  ist  angemessen,  weil  der  deutsche  Versor-
 gungsausgleich  faktisch  auch  durch  die  Wahl  eines  ausländi-
 schen  Scheidungsrechts  ausgeschlossen  werden  kann.  Kon-
 sequenterweise  soll  deshalb  aber  auch  wie  in  §  7  Absatz  1
 VersAusglG  für  die  Rechtswahlvereinbarung  während  des
 laufenden  Gerichtsverfahrens  eine  Erleichterung  geschaffen
 werden.  §  127a  BGB  findet  entsprechende  Anwendung  und
 kann  die  notarielle  Beurkundung  im  Einzelfall  entbehrlich
 machen.  Dabei  sollte  diese  Vorschrift  zumindest  auch  auf  ei-
 nen  nicht  protokollierten,  aber  auf  Vorschlag  des  Gerichts
 schriftlich  zustande  gekommenen  Vergleich  (§  36  Absatz  3
 FamFG  in  Verbindung  mit  §  276  Absatz  6  Satz  1  zweite  Al-
 ternative  ZPO)  mit  Rechtswahlvereinbarung  entsprechend
 angewandt  werden,  weil  an  dessen  Vorbereitung  und  Formu-
 lierung  der  Richter  selbst  mitgewirkt  hat  (Keidel/Meyer-
 Holz,  FamFG  Kommentar,  16.  Auflage,  München  2009,
 Rn.  13 zu §  36 FamFG).

 Artikel  5  Absatz  3  der  Verordnung  sieht  als  Regelfall  vor,
 dass  eine  Rechtswahlvereinbarung  spätestens  bei  Anrufung
 des  Gerichts  geschlossen  wird.  Die  teilnehmenden  Mit-
 gliedstaaten  können  jedoch  gemäß  Artikel  5  Absatz  3  Satz  1
 der  Rom-III-Verordnung  anordnen,  dass  das  anzuwendende
 Recht  auch  noch  im  Laufe  des  Gerichtsverfahrens  gewählt
 werden kann.

 Von  dieser  Möglichkeit  macht  die  Bundesrepublik  Deutsch-
 land  ebenfalls  Gebrauch.  Die  Rechtswahl  soll  bis  zum
 Schluss  der  mündlichen  Verhandlung  im  ersten  Rechtszug
 noch  möglich  sein.  Den  Ehegatten  wird  in  vielen  Fällen  erst
 nach  Anrufung  des  Gerichts  bewusst  werden,  welches
 Recht  –  mangels  Rechtswahl  –  nach  Artikel  8  der  Rom-III-
 Verordnung  anwendbar  ist.  Es  kann  sich  darüber  hinaus  aus
 verschiedensten  Gründen  im  Verfahren  für  die  beteiligten
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Ehegatten  noch  ein  praktisches  Bedürfnis  herausbilden,  an-
 stelle  des  ursprünglich  gewählten  Rechts  jetzt  das  deutsche
 Recht  oder  auch  das  Recht  eines  anderen  teilnehmenden
 Mitgliedstaats  zu  wählen,  beispielsweise  weil  sie  durch  eine
 scheidungsfreundliche  Rechtsordnung  schneller  geschieden
 werden  wollen.  Außerdem  wird  über  die  Scheidung  in  vie-
 len  Verfahren  nicht  allein,  sondern  im  Zusammenhang  mit
 vermögensrechtlichen  oder  anderen  Scheidungsfolgen  ent-
 schieden.  Dabei  kann  die  durch  Rechtswahl  herbeigeführte
 Anwendung  nur  einer  Rechtsordnung  sinnvoll  sein.  Die  Zu-
 lassung  einer  Rechtswahl  auch  in  der  Rechtsmittelinstanz
 erscheint  aus  Gründen  der  Verfahrensökonomie  und  Rechts-
 sicherheit  allerdings  überzogen.  Artikel  40  Absatz  1  und
 Artikel 46a beschränken die Befugnis der geschädigten Per-
 son,  das  anwendbare  Recht  zu  bestimmen,  ebenfalls  auf  den
 ersten Rechtszug.

 Zu den Nummern 6 und 7
 (Überschrift des Dritten Kapitels und Artikel 48)

 In  seinem  Urteil  „Grunkin  und  Paul“  hat  der  Europäische  Ge-
 richtshof  (EuGH)  auf  Vorlage  des  Amtsgerichts  Flensburg
 für  Recht  erkannt,  Artikel  18  des  Vertrags  über  die  Euro-
 päische  Gemeinschaft  stehe  „unter  Bedingungen  wie  denen
 des  Ausgangsverfahrens“  dem  entgegen,  dass  die  Behörden
 eines  Mitgliedstaats  es  unter  Anwendung  des  nationalen
 Rechts  ablehnen,  den  Nachnamen  eines  Kindes  anzuerken-
 nen,  der  in  einem  anderen  Mitgliedstaat  bestimmt  und  einge-
 tragen  wurde,  in  dem  dieses  Kind  –  das  wie  seine  Eltern  nur
 die  Staatsangehörigkeit  des  erstgenannten  Mitgliedstaats  be-
 sitzt  –  geboren  wurde  und  seitdem  wohnt“  (EuGH,  Urteil
 vom  14.  Oktober  2008,  Rs.  C-353/06,  Grunkin  und  Paul,  Slg.
 2008  S.  I-7639).  Im  Ausgangsverfahren  war  für  ein  Kind
 deutscher  Eltern,  das  seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt  in  Dä-
 nemark  hatte,  im  dänischen  Personenstandsregister  ein  nach
 dänischem  Recht  zulässiger,  nach  deutschem  Recht  unzuläs-
 siger,  aus  den  Namen  der  Eltern  gebildeter  Doppelname  ein-
 getragen worden.

 Der  neue  Artikel  48  EGBGB  soll  künftig  in  Fällen,  die  dem
 vom  EuGH  entschiedenen  Sachverhalt  entsprechen,  im  deut-
 schen  Namensrecht  eine  Rechtsgrundlage  für  die  Eintragung
 eines  im  EU-Ausland  erworbenen  und  dort  in  ein  Personen-
 standsregister  eingetragenen  Namens  bieten.  Die  betroffene
 Person  kann  durch  Erklärung  gegenüber  dem  Standesamt  be-
 stimmen,  dass  sie  anstelle  des  nach  deutschem  Namensrecht
 gebildeten  oder  zu  bildenden  Namens  den  im  EU-Ausland
 erworbenen Namen führen will.

 Voraussetzung  für  eine  solche  Namenswahl  ist  jedoch,  dass
 die  Vorschriften  des  deutschen  internationalen  Privatrechts
 auf  deutsche  Sachvorschriften  verweisen.  Damit  bleibt  ins-
 besondere  die  in  Artikel  10  Absatz  1  EGBGB  vorgesehene
 Anknüpfung  des  Namens  an  die  Staatsangehörigkeit  grund-
 sätzlich  erhalten.  Diese  Anknüpfung  ist  sinnvoll  und  wird
 auch  in  der  Mehrzahl  der  übrigen  EU-Mitgliedstaaten  ver-
 wendet.  Sie  verhindert  in  den  meisten  Fällen,  dass  eine  Per-
 son  in  verschiedenen  Staaten  unterschiedliche  Namen  füh-
 ren muss.

 Darüber  hinaus  erlaubt  Artikel  10  Absatz  2  und  3  EGBGB
 die  Wahl  deutschen  Rechts  unter  anderem  dann,  wenn  der
 Betroffene  seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt  in  der  Bundes-
 republik  Deutschland  hat.  Noch  weitergehende  Rechtswahl-
 möglichkeiten  könnten  die  Zahl  hinkender  Namensfüh-

 rungen  erhöhen,  da  solche  Rechtswahlmöglichkeiten  in  der
 Mehrzahl  der  anderen  Staaten  nicht  im  gleichen  Umfang  be-
 stehen.  Dadurch  würde  die  für  den  Namen  grundsätzlich
 sinnvolle  Staatsangehörigkeitsanknüpfung  ausgehöhlt.  Auch
 könnte  man  über  eine  Erweiterung  der  Rechtswahlmög-
 lichkeiten  ohnehin  nicht  alle  denkbaren  Anwendungsfälle  er-
 fassen,  selbst  wenn  man  sie  (unvertretbar)  weit  zöge.  Eine
 Erweiterung  der  im  internationalen  Vergleich  ohnehin  schon
 großzügigen  Rechtswahlmöglichkeiten  für  das  Namensrecht
 wird  daher  bewusst  nicht  vorgeschlagen.  Dem  Urteil  des
 EuGH  in  der  Rechtssache  Garcia  Avello  (Urteil  vom  2.  Ok-
 tober  2003,  Carlos  Garcia  Avello  gegen  belgischer  Staat,
 Rs.  C-148/02,  Slg.  2003  S.  I-11613)  ist  im  deutschen  Inter-
 nationalen  Privatrecht  ohnehin  bereits  durch  die  Rechtswahl-
 möglichkeiten  nach  Artikel  10  Absatz  2  Satz  1  Nummer  1
 und  Absatz  3  Satz  1  Nummer  1  und  3  EGBGB  Rechnung
 getragen.

 Grundsätzlich  sollte  die  Namenswahl  nach  Artikel  48
 EGBGB-E  auf  den  Zeitpunkt  der  Eintragung  des  Namens  in
 dem  ausländischen  Personenstandsregister  des  anderen  EU-
 Mitgliedstaats  zurückwirken.  Dieser  Zeitpunkt  ist  aus  Grün-
 den  der  Rechtssicherheit  sinnvoll  und  erlaubt  eine  Namens-
 kontinuität  in  den  der  Rechtssache  Grunkin  und  Paul  gleich-
 gelagerten  Fällen.  Der  Betroffene  sollte  aber  die  Möglich-
 keit  haben,  stattdessen  die  Erklärung  über  die  Namenswahl
 nur  mit  Wirkung  für  die  Zukunft  abzugeben,  da  es  Fälle  ge-
 ben mag, in denen dies für ihn praktische Vorteile hat.

 Die  Erklärung  über  die  Namenswahl  sollte  ebenso  wie  an-
 dere  vergleichbare  Erklärungen  zum  Namen  öffentlich  be-
 glaubigt oder beurkundet werden.

 Der  Verweis  auf  Artikel  47  Absatz  1  und  3  EGBGB  stellt
 zum  einen  sicher,  dass  sonstige  von  der  Namenswahl  betrof-
 fene  Personen  nach  den  üblichen  Regeln  einbezogen  wer-
 den.  So  kann  ein  Betroffener,  dessen  Name  als  Ehename  be-
 stimmt  wurde,  den  im  EU-Ausland  eingetragenen  Namen
 bei  bestehender  Ehe  nur  gemeinsam  mit  dem  anderen  Ehe-
 gatten  wählen  (Artikel  47  Absatz  1  Satz  2  EGBGB).  Auch
 gilt  §  1617c  BGB  über  die  Erstreckung  einer  Namensände-
 rung auf das Kind entsprechend.

 Der  Entwurf  schlägt  zum  anderen  vor,  auch  Artikel  47  Ab-
 satz  1  Satz  1  EGBGB  entsprechend  anzuwenden.  Zwar  ist
 das  Ziel,  das  der  EuGH-Entscheidung  in  der  Rechtssache
 C- 353/06  zugrunde  liegt,  eine  Identität  des  im  EU-Ausland
 eingetragenen  mit  dem  nach  deutschem  Recht  gebildeten
 Namen  herzustellen.  Die  Angleichung  nach  Artikel  47  Ab-
 satz  1  Satz  1  EGBGB  würde  diese  Namenskontinuität  unter
 Umständen  beeinträchtigen.  Die  nach  Artikel  47  Absatz  1
 Satz  1  EGBGB  möglichen  Angleichungen  werden  aber  nicht
 gegen  den  Willen  des  Betroffenen  vorgenommen.  Darüber
 hinaus  sind  sie  möglicherweise  für  den  Betroffenen  aus
 denselben  praktischen  Gründen  nützlich,  die  auch  für  die
 Angleichung  eines  auf  andere  Weise  nach  ausländischem
 Recht  erworbenen  Namens,  der  dann  deutschem  Recht  un-
 terliegt,  sprechen.  Die  Interessenlage  ist  insofern  vergleich-
 bar.  Da  dem  Betroffenen  eine  solche  Angleichung  nicht  auf-
 gezwungen,  sondern  nur  ermöglicht  werden  soll,  ist  sie  aus
 unionsbürgerrechtlicher  Sicht  unbedenklich.  Denn  in  kei-
 nem  der  vom  EuGH  entschiedenen  namensrechtlichen  Fälle
 hat  der  EuGH  dem  Betroffenen  eine  Namensführung  gegen
 dessen Willen aufgedrängt.
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Zu Nummer 8  (Ergänzung des Artikels 229)

 Die  Rom-III-Verordnung  legt  in  einer  Übergangsbestim-
 mung  (Artikel  18)  fest,  für  welche  Scheidungs-  bzw.  Tren-
 nungsverfahren  in  den  teilnehmenden  Mitgliedstaaten  und
 für  welche  Rechtswahlvereinbarungen  sie  gilt.  Insoweit  be-
 darf es keiner Übergangsvorschrift.

 Die  durch  das  Inkrafttreten  der  Rom-III-Verordnung  be-
 dingte  Änderung  der  Kollisionsnormen,  die  das  auf  die
 Scheidung  anzuwendende  Recht  bestimmen  (Ausweitung
 der  Rechtswahlmöglichkeiten,  Änderung  der  objektiven
 Anknüpfung),  strahlen  wegen  Artikel  17  Absatz  1  und  3
 EGBGB  aber  auch  auf  die  Bestimmung  des  auf  besondere
 vermögensrechtlichen  Scheidungsfolgen,  die  an  das  Schei-
 dungsstatut  angeknüpft  werden,  und  auf  die  Bestimmung
 des  auf  den  Versorgungsausgleich  anzuwendenden  Rechts
 aus.  Insoweit  wird  eine  Übergangsvorschrift  geschaffen,  die
 festlegt,  auf  welche  Rechtsverhältnisse  die  Rechtsänderun-
 gen  in  Artikel  17  Absatz  1  und  Artikel  17b  EGBGB  An-
 wendung  finden  sollen.  Die  Übergangsregelung  stellt  in  Ab-
 satz  1  zunächst  klar,  dass  die  Neufassung  von  Artikel  17
 Absatz  1  nur  anwendbar  ist,  wenn  das  Scheidungsverfahren
 ab  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  eingeleitet  worden  ist.
 Für  Scheidungsverfahren,  die  vor  dem  Inkrafttreten  einge-
 leitet  worden  sind,  gilt  die  bisherige  Rechtslage  fort,  selbst
 wenn  sie  zum  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  noch  nicht  abge-
 schlossen  sind.  Die  Übergangsbestimmung  ordnet  außerdem
 in  Absatz  2  an,  dass  Artikel  17  Absatz  3  und  Artikel  17b  Ab-
 satz  1  Satz  4  EGBGB  in  der  bisherigen  Fassung  weiter  an-
 zuwenden  sind,  wenn  das  Scheidungsverfahren  oder  der
 Antrag  auf  Aufhebung  der  Lebenspartnerschaft  vor  Inkraft-
 treten  dieses  Gesetzes  eingeleitet  worden  ist.  Weitere  An-
 ordnungen sind nicht erforderlich.

 Zu Nummer 9  (Änderung der Anlagen 3 und 4
 zu Artikel 247 §  2)

 An  den  erforderlichen  Stellen  im  EGBGB  wird  der  Aus-
 druck  „Europäische  Gemeinschaft“  durch  den  nach  Artikel  1
 Absatz  3  Satz  3  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union
 korrekten Ausdruck „Europäische Union“ ersetzt.

 Zu Artikel 2  (Änderung des Personenstandsgesetzes)

 Die  Änderung  ergänzt  §  43  Absatz  1  Satz  1  des  Personen-
 standsgesetzes  um  eine  Ermächtigung  der  Standesbeamtin-
 nen  und  -beamten  zur  Beglaubigung  oder  Beurkundung  der
 Erklärungen nach Artikel 48 EGBGB-E.

 Zu Artikel 3  (Änderung des Zuständigkeitsgesetzes
 zum Haager Minderjährigenschutz-
 übereinkommen von 1961)

 Es  handelt  sich  um  eine  Maßnahme  zur  Verwaltungsverein-
 fachung.  Nach  Artikel  2  Absatz  4  des  Zuständigkeitsgeset-
 zes  zum  Minderjährigenschutzübereinkommen  sind  die  Be-
 hörden  im  Bundesanzeiger  bekanntzumachen,  die  für  den
 Empfang  bestimmter  Mitteilungen  nach  diesem  Überein-
 kommen  zuständig  sind.  Das  Übereinkommen  hat  wegen
 des  Vorrangs  anderer  Rechtsakte,  insbesondere  der  Brüssel-
 IIa-Verordnung  sowie  des  Haager  Übereinkommens  vom
 19.  Oktober  1996  über  die  Zuständigkeit,  das  anzuwen-
 dende  Recht,  die  Anerkennung,  Vollstreckung  und  die  Zu-
 sammenarbeit  auf  dem  Gebiet  der  elterlichen  Verantwor-
 tung  und  der  Maßnahmen  zum  Schutz  von  Kindern  (BGBl.
 2009  II  S.  603)  einen  sachlich  und  geographisch  abnehmen-
 den  Anwendungsbereich.  Außerdem  sind  die  zuständigen
 Behörden  auf  der  Internetseite  der  Haager  Konferenz  für  In-
 ternationales  Privatrecht  einsehbar,  die  ständig  aktualisiert
 wird.  Die  Bekanntmachung  im  Bundesanzeiger  ist  vor  die-
 sem Hintergrund entbehrlich geworden.

 Zu Artikel 4  (Änderung des Adoptionswirkungs-
 gesetzes)

 Mit  dieser  Änderung  werden  eine  Verweisung  in  §  5  auf
 unzutreffende  Vorschriften  des  FamFG  und  eine  andere  Un-
 richtigkeit korrigiert.

 Zu Artikel 5  (Inkrafttreten)

 Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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Anlage 2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  den  Gesetzentwurf  ge-
 prüft.

 Mit  dem  Gesetz  werden  unter  anderen  nationale  Regelun-
 gen  des  Internationalen  Privatrechts  an  die  europäischen
 Vorgaben  der  Verordnung  (EU)  Nr.  1259/2010  angepasst.
 Es  wird  insbesondere  geregelt,  welches  Recht  auf  die  Ehe-
 scheidung  und  Trennung  ohne  Auflösung  des  Ehebandes
 anzuwenden ist.

 Mit  dem  Entwurf  wird  den  Ehegatten  die  Wahl  des  auf  ihre
 Scheidung  anwendbaren  Rechts  vereinfacht.  Die  damit  ein-
 hergehende  Wahlmöglichkeit  führt  zu  zusätzlichem  einmali-
 gem  Erfüllungsaufwand,  da  die  entsprechende  Rechtswahl-
 vereinbarung  notariell  zu  beurkunden  ist.  Da  die  damit  ein-
 hergehenden  Gebühren  insbesondere  vom  Geschäftswert
 der  Rechtswahlvereinbarung  abhängen,  lässt  sich  eine  ge-
 naue  generalisierende  Aussage  zu  der  absoluten  Höhe  der
 Gebühren nicht treffen.

 Für  die  Gerichte  dürfte  sich  der  Verwaltungsaufwand  verrin-
 gern,  da  zu  erwarten  ist,  dass  häufiger  deutsches  Scheidungs-
 recht  anzuwenden  ist  als  zuvor.  Damit  entfallen  für  die  Ge-
 richte  vermehrt  die  Verpflichtung  und  der  Aufwand  fremdes
 Recht als Scheidungsrecht zu ermitteln und anzuwenden.

 Darüber  hinaus  wird  eine  Klarstellung  hinsichtlich  des  Na-
 mensrechts  vorgenommen.  Das  Ressort  hat  jedoch  plausibel
 dargestellt,  dass  hieraus  weder  ein  nennenswerter  Erfül-
 lungsaufwand  für  Bürgerinnen  und  Bürger  noch  für  die  Ver-
 waltung  resultiert,  da  diese  Erklärungen  in  aller  Regel  an-
 lässlich  und  im  Zusammenhang  mit  der  Beurkundung  einer
 Geburt  oder  einer  Eheschließung  und  nur  in  sehr  seltenen
 Ausnahmefällen isoliert abgegeben werden.

 Für  die  Wirtschaft  entsteht  kein  zusätzlicher  Erfüllungsauf-
 wand.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  gegen  das  Regelungs-
 vorhaben keine Bedenken.
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Anlage 3
 Stellungnahme des Bundesrates
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  900.  Sitzung  am  21.  September
 2012  beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76
 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 Zu Artikel 1 Nummer 7 (Artikel 48 EGBGB)

 Artikel 1 Nummer 7 ist zu streichen.

 F o l g e ä n d e r u n g

 Artikel 2 ist zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Der  Europäische  Gerichtshof  hat  sich  in  den  letzten  Jahren
 in  mehreren  Entscheidungen  mit  der  Bewertung  hinkender
 Namensverhältnisse  im  europarechtlichen  Kontext  beschäf-
 tigt.  So  hat  er  u.  a.  in  der  Entscheidung  vom  2.  Oktober  2003
 (Rs.  148/02  –  Garcia  Avello)  in  dem  dort  zugrundeliegen-
 den  namensrechtlichen  Sachverhalt  einen  Verstoß  gegen  das
 Diskriminierungsverbot  aus  Artikel  18  AEUV  statuiert  und
 in  der  Entscheidung  vom  14.  Oktober  2008  (Rs.  C-353/06  –
 Grunkin  und  Paul)  festgestellt,  dass  auch  eine  in  einem  an-
 deren  Mitgliedstaat  eingetragene  Namensführung  Rechts-
 wirkungen  auf  den  deutschen  Rechtsbereich  entfalten  kann.
 Die  Nichtanerkennung  einer  in  einem  Mitgliedstaat  der  EU
 beurkundeten  Namensführung  führe  zu  einer  unzulässigen
 Einschränkung  des  verbürgten  Rechts  auf  Freizügigkeit  aus
 Artikel 21 Absatz 1 AEUV.

 Die  mit  dem  Gesetzentwurf  verfolgte  Absicht,  eine  Rege-
 lung  zur  Vermeidung  hinkender  Namensverhältnisse  zu  tref-
 fen,  die  ansonsten  als  Beschränkung  des  Freizügigkeitsrechts
 aus  Artikel  21  Absatz  1  AEUV  zu  werten  wären,  wird
 grundsätzlich  begrüßt.  Der  vorgeschlagene  Lösungsweg  er-
 scheint  jedoch  zu  kurz  gegriffen  und  wirft  zahlreiche  neue
 Fragen  auf.  Insgesamt  ist  eine  den  Interessen  der  betroffe-
 nen  Bürger  gerecht  werdende  Lösung  anzustreben,  mit  der
 auch  die  Verwaltung,  insbesondere  die  Standesämter,  die
 in  Rede  stehenden  namensrechtlichen  Sachverhalte  rechts-
 fehlerfrei  umsetzen  kann.  Wie  die  intensive  Diskussion  in
 Schrifttum  und  Praxis  zeigt,  besteht  dringender  Klärungs-
 und  auch  Regelungsbedarf,  die  Rechtslage  durch  eine  inner-
 staatliche  normative  Regelung  wieder  übersichtlich  und
 vollziehbar zu gestalten.

 Nach  dem  Sinn  und  Zweck  der  einschlägigen  EuGH-Recht-
 sprechung  sollte  Ziel  einer  gesetzlichen  Regelung  sein,
 nicht  nur  ein  Teilproblem  einer  vermeintlichen  Lösung  zu-
 zuführen,  sondern  die  Problematik  hinkender  Namensver-
 hältnisse  insgesamt  in  einen  größeren  Kontext  zu  stellen.
 Grundlage  für  eine  normative  Regelung  sollte  dabei  das
 Verständnis  sein,  dass  es  sich  bei  der  Frage  nach  der  Ver-
 meidung  hinkender  Namensverhältnisse  vorrangig  um  ein
 kollisionsrechtliches  Problem  handelt  und  nicht  um  ein
 sachrechtliches.  Eine  auf  europäischem  Recht  fußende  Re-
 gelung  zur  Namensführung  müsste  folglich  kollisionsrecht-
 lich  im  Kontext  des  Artikels  10  EGBGB  angesiedelt  wer-
 den.  In  der  Umsetzung  müsste  dabei  ausdrücklich  das  Kolli-
 sionsrecht des Erstregistrierungsstaats einbezogen werden.

 Zu  entscheiden  ist  die  Frage,  inwieweit  als  Folge  der  Ent-
 scheidungen  des  EuGH  und  der  mittlerweile  ergangenen
 Rechtsprechung  nationaler  Gerichte  (beispielsweise  OLG
 München,  Beschluss  vom  19.  Januar  2010  –  31  Wx  152/09  –)
 das  Gemeinschaftsrecht  insoweit  Anwendungsvorrang  ge-
 genüber  dem  nationalen  Recht  genießt,  als  eine  nach  dem
 Recht  eines  anderen  Mitgliedstaates  gebildete  Namensfüh-
 rung  unter  Berücksichtigung  des  Willens  der  Betroffenen
 ohne weiteren Umsetzungsakt Rechtswirkungen entfaltet.

 Hiervon  abgesehen  wirft  aber  auch  die  konkrete  Ausgestal-
 tung  der  vorgesehenen  Regelung  Probleme  bzw.  Fragen  auf:

 –  Wird  der  gewöhnliche  Aufenthalt  im  Ausland  nur  dann
 zu  einem  relevanten  Anknüpfungskriterium,  wenn  das
 ausländische  Kollisionsrecht  auch  an  den  gewöhnlichen
 Aufenthalt anknüpft?

 –  Die  namensrechtlichen  Vorgaben  des  EuGH  können  auch
 dann  Beachtung  gebieten,  wenn  der  Name  eines  EU-
 Bürgers nicht dem deutschen Sachrecht unterliegt.

 –  Wie  ist  bei  hinzutretender  Drittstaatsangehörigkeit  aus
 dem Nicht-EU-Bereich zu verfahren?

 –  Soll  ausdrücklich  auf  die  Rechtmäßigkeit  der  Erstregis-
 trierung abgestellt werden?

 –  Eine  Namenswahl  auch  nur  mit  Wirkung  für  die  Zukunft
 erklären  zu  können,  erscheint  nicht  notwendig.  Wie  ist
 zu  verfahren,  wenn  keine  ausdrückliche  Erklärung  abge-
 geben wird bzw. nicht mehr abgegeben werden kann?

 –  Wie  beurteilt  sich  die  Anerkennungsfähigkeit  einer  in  ei-
 nem  anderen  EU-Mitgliedstaat  erfolgten  Namensänderung
 in Gestalt einer öffentlich-rechtlichen Namensänderung?

 –  Die  bisherigen  Rechtswahlmöglichkeiten  aus  Artikel  10
 Absatz  2  Nummer  1  EGBGB  und  Artikel  10  Absatz  3
 Satz  1  Nummer  1  EGBGB  reichen  nicht  in  allen  Fällen
 aus,  um  dem  Urteil  des  EuGH  in  der  Rechtssache  „Garcia
 Avello“ umfassend Rechnung zu tragen.

 –  Eine  Angleichung  nach  Artikel  47  EGBGB  würde  zu  er-
 neuten  hinkenden  Namensverhältnissen  führen,  wenn
 der  andere  Mitgliedstaat  die  infolge  der  Angleichung
 eintretende Namensänderung nicht anerkennt.

 Zunächst  sollten  die  zu  regelnden  Fallgestaltungen  und  die
 zu  erwartenden  rechtlichen  Auswirkungen  unter  Einbezie-
 hung  der  standesamtlichen  Praxis  gesammelt  und  aufbe-
 reitet  werden,  um  im  Anschluss  daran  an  die  rechtliche  Um-
 setzung  im  deutschen  Internationalen  Privatrecht  zu  gehen.
 Bei  dieser  Gelegenheit  könnten  auch  der  Rechtsklarheit  die-
 nende  Präzisierungen  in  den  Artikeln  10  und  47  EGBGB
 vorgenommen werden.

 Gegebenenfalls  besteht  die  Möglichkeit,  das  vom  Wissen-
 schaftlichen  Beirat  des  Bundesverbandes  der  Deutschen
 Standesbeamtinnen  und  Standesbeamten  initiierte  Projekt
 „Europäisches  Kollisionsrecht“  mit  dem  Ziel,  ein  wissen-
 schaftliches  Diskussionspapier  und  einen  Formulierungs-
 vorschlag  für  ein  europäisches  Kollisionsrecht  auf  dem  Ge-
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biet  des  Namensrechts  zu  erarbeiten,  bei  den  weiteren  Über-
 legungen miteinzubeziehen.
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Anlage 4
 Gegenäußerung der Bundesregierung
 Die  Bundesregierung  äußert  sich  zu  der  Stellungnahme  des
 Bundesrates wie folgt:

 Zu Artikel 1 Nummer 7  (Artikel 48 EGBGB)

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  Vorschlag  des  Bundesra-
 tes nicht zu.

 Die  vom  Bundesrat  vorgeschlagene  Streichung  der  Rege-
 lungen  zum  internationalen  Namensrecht  hätte  zur  Folge,
 dass  zwingende  Vorgaben  des  Europäischen  Gerichtshofs
 (EuGH)  vorerst  nicht  in  das  geschriebene  Recht  umgesetzt
 werden  könnten.  Deutschland  käme  insoweit  seinen  primär-
 rechtlichen  Pflichten  nicht  im  erforderlichen  Umfang  nach.
 Um  dies  zu  vermeiden  und  einem  eventuellen  Vertragsver-
 letzungsverfahren  zuvorzukommen,  hält  die  Bundesregie-
 rung  an  ihrem  schlanken,  bürger-  und  praxisfreundlichen
 Umsetzungsvorschlag fest.

 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  Stellungnahme  den  insoweit  be-
 stehenden  Handlungsbedarf  anerkannt.  Auch  hält  er  die  vor-
 geschlagene  Regelung  im  Grundsatz  für  geeignet,  diejenigen
 Sachverhalte  zu  lösen,  die  dem  vom  EuGH  entschiedenen
 Sachverhalt entsprechen.

 Soweit  der  Bundesrat  darüber  hinausgehend  eine  weiterge-
 hende  Reform  des  internationalen  Namensrechts  anstrebt,
 steht  dies  dem  Regierungsentwurf  nicht  entgegen.  Denn  der
 Bundesrat  verfolgt  insoweit  ein  ganz  anderes  Ziel  als  der
 Regierungsentwurf,  nämlich  die  umfassende  Neugestaltung
 der kollisionsrechtlichen Vorschriften zum Namensrecht.

 Vor  diesem  Hintergrund  soll  auf  die  einzelnen  Fragen  in  der
 Stellungnahme  des  Bundesrates  nicht  näher  eingegangen
 werden,  zumal  diese  durch  den  Wortlaut,  die  ausführliche
 Begründung  und  die  begrenzte  Zielsetzung  des  Regierungs-
 entwurfs  (schnelle,  leicht  handhabbare  und  bürgerfreund-
 liche  Lösung)  sowie  durch  das  geltende  deutsche  Recht  (Ar-
 tikel  5  Absatz  1  und  Artikel  10  des  Einführungsgesetzes
 zum Bürgerlichen Gesetzbuche) beantwortet werden.

 Die  vom  Bundesrat  angesprochene  Problematik  hinkender
 Namensverhältnisse  kann  im  Übrigen  nicht  einseitig  durch
 den  Bundesgesetzgeber  und  daher  nicht  im  Rahmen  dieses
 Gesetzgebungsverfahrens  gelöst  werden.  Denn  diese  Pro-
 blematik  ist  darauf  zurückzuführen,  dass  ein  und  dasselbe
 Namensverhältnis  in  unterschiedlichen  Staaten  rechtlich  un-
 terschiedlich  bewertet  wird.  Das  Problem  lässt  sich  daher
 nur  durch  rechtsvereinheitlichende  Maßnahmen  auf  euro-
 päischer bzw. internationaler Ebene befriedigend lösen.

 Insofern  ist  zu  begrüßen,  dass  der  Bundesrat  in  seiner  Stel-
 lungnahme  das  vom  Wissenschaftlichen  Beirat  des  Bundes-
 verbands  der  Deutschen  Standesbeamtinnen  und  Standes-
 beamten  initiierte  Projekt  „Europäisches  Kollisionsrecht“
 positiv  hervorhebt.  Mit  diesem  Projekt  wird  eine  Vereinheit-
 lichung  des  europäischen  Kollisionsrechts  angestrebt.  Eine
 solche  Rechtsvereinheitlichung  könnte  allerdings  zu  gege-
 bener  Zeit  nicht  vom  nationalen  Gesetzgeber,  sondern  allein
 vom  europäischen  Gesetzgeber  als  Maßnahme  der  justiziel-
 len  Zusammenarbeit  in  Zivilsachen  (Artikel  81  des  Vertrags
 über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union)  umgesetzt
 werden.
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